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Kein Flüsterbelag für A 12…
…aber immerhin wird nach der Sanierung der Autobahn im Wangental Lärm mindernder Asphalt aufgetragen

Nächstes und übernächstes
Jahr wird zwischen Bümpliz
und Thörishaus die Autobahn
A 12 umfassend saniert. Die
Anwohner bekommen neue
und bessere Lärmschutz-
wände – aber nicht den Belag,
den sie sich wünschen. 

R A I N E R  S C H N E U W LY

Das Bundesamt für Strassen ist
nicht von seiner Haltung ab-
gerückt: Im Herbst 2008 wird im
Wangental, nach anderthalbjähri-
gen Sanierungsarbeiten an der Au-
tobahn A 12, kein Flüsterbelag auf-
getragen. Der Kanton Bern, die Ge-
meinde Köniz sowie Anwohnerin-
nen und Anwohner wünschten
sich diesen so genannten Drain-
belag («Bund» vom 16. Mai). Der
Vizedirektor des Bundesamts für
Strassen, Jürg Röthlisberger, gab
diesen Entscheid gestern in Nie-
derwangen an einer Informations-
veranstaltung für Behörden, Verei-
ne des Wangentals und die Presse
bekannt. Er kommt nicht überra-
schend: Der Bund bezahlt 87 Pro-
zent der Kosten, die 90 Millionen
Franken betragen. Verwendet wird
nun ein Rauasphaltbelag mit mehr
Lärm schluckenden Hohlräumen
als konventionelle Beläge.

Flüsterbelag heisst Mehraufwand

Es sind für einmal nicht finanzi-
elle Überlegungen, die die grösste
Rolle spielten. Vielmehr begründe-
te Röthlisberger den Entscheid des
Bundes mit der Notwendigkeit,
das knappe Gut Strasse so gut wie
möglich zu verwalten. Dazu gehö-
re, dass im Interesse der Benutzer
Bauarbeiten an Autobahnen auf
das Minimum beschränkt würden.
Der Kanton Aargau habe einen
Flüsterbelag eingesetzt und ihn
nach drei Jahren wieder ersetzen
müssen. Der Drainbelag sei wegen
seiner Beschaffenheit auch auf-
wändiger im Unterhalt. Das heisst:
Besonders im Winter fahren mehr
Werkhof-Fahrzeuge herum. «Wir

müssen so wenig wie möglich auf
der Strasse etwas tun müssen»: So
fasste Röthlisberger die Philoso-
phie des Bundesamts zusammen.

Bereits reagiert auf diesen Ent-
scheid hat die Gemeinde Köniz:
mit einem Gesuch um Tempo 80
im ganzen Täli bis und mit Thöris-
haus. Dies zur Verminderung des
Lärms, wie die Könizer Planungs-
direktorin Katrin Sedlmayer sagt.
Auch am Berner Ostring gelte diese
Tempolimite. Die kantonale Bau-
direktorin Barbara Egger ver-
sprach in Niederwangen, dass das
Gesuch nach den Sanierungsar-
beiten ernsthaft geprüft werde. Die
Regierungsrätin sagte den Zuhö-
rern, der Kanton Bern habe sich
beim Bund hartnäckig für den
Drainbelag eingesetzt. 

Letztere, Vertreter beispielswei-
se des Ortsvereins Oberwangen,
wiesen auf die speziellen topogra-
fischen Verhältnisse hin und äus-
serten ihre Enttäuschung übers
Nein zum Flüsterbelag. Er hätte
entlang der Autobahn den Lärm
im Vergleich zum Spezial-Rau-
asphalt um zwei Dezibel verrin-
gert. «Das ist hörbar», räumte
Röthlisberger ein. Der nun ge-
wählte Belag, den kürzlich auch
der Kanton Freiburg verwendet
hat, vermindert im Vergleich zu
konventionellen Belägen den
Lärm um ein bis vier Dezibel.

Immer vierspurig befahrbar

Das 7,8 Kilometer lange Auto-
bahnteilstück wird erstmals seit
seinem Bau vor 30 Jahren umfas-
send saniert. Es gebe gravierende
Schäden an Unterbau, Fahrbahn
und Kunstbauten, hiess es gestern.
Bei den Anschlüssen Niederwan-
gen und Bümpliz verlängert der
Kanton die Ein- und Ausfahrten.
Die Bauarbeiten dauern von April
2007 bis Dezember 2007 und von
März 2008 bis Oktober 2008. Die
Autobahn bleibt stets vierspurig
befahrbar. Der Kanton rechnet
nicht mit grösseren Verkehrs-
behinderungen.

[@] www.a12-flamatt-buempliz.ch
Die gelb-orangen Kegel bei Niederwangen zeigen an: Hier sind Vorarbeiten für die bevorste-
hende Totalsanierung der Autobahn im Gang. ADRIAN MOSER

Mit gleichem Steuerfuss
«solide» Finanzen

WORB Bis 2012 soll sich in Worb
der Steuerfuss (1,6) nicht ändern.
Denn insgesamt stehe Worb finan-
ziell «solide» da, sagte Gemeinderat
Jonathan Gimmel (sp) gestern vor
den Medien. Deshalb sei eine
Steuererhöhung nicht nötig, eine
Steuerreduktion liege allerdings
auch nicht drin. Ein Finanzplan mit
höherem Steuersatz (1,65) dränge
sich nicht auf, sagte Fritz Jenzer,
Leiter der Finanzabteilung. Die Fi-
nanzlage sei zwar «sehr gut» und
die Verschuldung steige nur leicht
an. Aber auch beim bestehenden
Steuerfuss könnten die Ziele des
Gemeinderats eingehalten wer-
den: die Schulden auf maximal 20
Millionen Franken zu begrenzen,
die Nettoschuld (Finanzvermögen
abzüglich Fremdkapital) kleiner
oder gleich null zu halten, die In-
vestitionen selber zu finanzieren
und neue Vorhaben stets auf die
Notwendigkeit hin zu prüfen. Eine
Steuerreduktion (1,55) hingegen
würde die Gemeinde laut Jenzer
und Gimmel in Bedrängnis brin-
gen: Die Jahresergebnisse würden
stark negativ, das Eigenkapital
wäre bis 2012 aufgebraucht, die
Verschuldung stiege auf 22 Millio-
nen Franken.

Mit dem bestehenden Steuer-
fuss entwickelt sich die Finanzlage
wie folgt: In diesem Jahr schliesst
die Rechnung ausgeglichen, und
2007 wird ein Überschuss von
155 000 Franken resultieren. 2008
allerdings ist das Ergebnis mit rund

1,5 Millionen Franken stark nega-
tiv. Grund: Worb muss grössere In-
vestitionen tätigen (2007: 5,28 Mil-
lionen, 2008: 3 Millionen): Sanie-
rungen von Schulanlagen, In-
standsetzungen der Abwasser- und
Wasserinfrastruktur sowie die Sa-
nierung diverser Gemeindestras-
sen. Ab 2010 kommt auch die Wor-
ber Verkehrssanierung hinzu. Ab
2009 könne aber der Haushalt fast
ausgeglichen geführt werden, so
Jenzer. Das Eigenkapital werde
2012 noch 5,1 Millionen Franken
betragen, die Verschuldung wird
auf 16,9 Millionen Franken steigen.

Worbs Finanzplanung basiert al-
lerdings auf einigen Unsicherhei-
ten: Der geplante neue Finanzaus-
gleich zwischen Bund und Kanto-
nen (NFA), die geplante Steuerge-
setzesrevision sowie das neue natio-
nale Strassenbaubesetz werden sich
auswirken. Gimmel erwartet vom
NFA mehr kantonale Gelder.

Die Finanzplanung 2007–2012
wird an der nächsten Parlaments-
sitzung vom 11. September Thema
sein. Heuer dürfte es zumindest
um die Steuern keine grosse Dis-
kussion geben. Die bürgerlichen
Parteien FDP und SVP sehen kei-
nen Anlass, Steuersenkungen zu
fordern, wie die Parteileitungen er-
klären. Allerdings gelte es den Vor-
anschlag 2007 genauer anzu-
schauen, so Maja Widmer (fdp).
Und für Martin Wälti (svp) ist klar:
«Mittelfristig bleibt die Senkung
der Steuern ein Thema.» (mob)

Alte Form noch zeitgemäss?
In Ittigen wurde über die Einführung eines Parlaments diskutiert

C H R I S T O P H  B U S S A R D

Prall voll war er, der Palmensaal des
Restaurants Arcadia. Gut 100 poli-
tisch Interessierte hatten sich am
Mittwochabend gegen Robbie Wil-
liams und für ein Podium zum The-
ma «Ein Parlament für Ittigen?»
entschieden. Heute ist Ittigens Le-
gislative die Gemeindeversamm-
lung. Auf Initiative der SP luden die
neun Ortsparteien zum Podium.

«Eine Verwaltung, ein 40-köpfi-
ges Parlament, ein Gemeinderat –
ist es wirklich nötig, dass sich so
viele Personen mit einem Traktan-
dum beschäftigen?», fragte der
frühere Bolliger SVP-Gemeinde-
präsident Hermann Bigler, der sich
hinter die Gemeindeversammlung
stellte. Andreas Jenzer, Alt-SP-
Grossrat aus Ittigen, hielt dagegen,
Ittigen sei die grösste Gemeinde im
Kanton Bern ohne Parlament. Itti-
gens Gemeinderat Marco Rupp
(Bürgervereinigung) meinte, man
müsse sich als Erstes fragen: direk-
te Demokratie mit Gemeindever-
sammlung oder indirekte Demo-
kratie mit Parlament? Er ziehe die
direkte Demokratie vor. Ernst Hir-
siger (svp) stellte sich hinter die
Einführung des Parlaments – kein
Wunder, ist er doch in Ostermun-
digen Mitglied dieses Gremiums.

Die Mehrheit bleibt zu Hause

Podiumsleiterin Christine Nyd-
egger von der «Berner Zeitung»
fragte, ob Mobilisierungsaktionen

an Gemeindeversammlungen Teil
der Demokratie oder verwerflich
seien. An der Gemeindeversamm-
lung im Juni war mit geschlosse-
nem Aufmarsch von Betroffenen
der Bau neuer Wohnungen verhin-
dert worden. Jenzer bezeichnete
solche Aktionen als «Beinbruch»,
Rupp dagegen sagte: «Wir müssen
vielmehr über all jene diskutieren,
die nicht an den Versammlungen
erscheinen; die sind das Problem.»
Nur 0,8 bis drei Prozent der Stimm-
berechtigten erscheinen jeweils zu
den Gemeindeversammlungen.

Ein Parlament habe eine wichti-
ge «Controlling-Funktion – mit C,
nicht K», sagte Jenzer. In jedem
kleinen und mittleren Unterneh-
men werde heutzutage die geleis-
tete Arbeit überprüft. Rupp hielt
dagegen, wegen der vielen Vorga-
ben durch Bund und Kanton verfü-
ge eine Gemeinde nur über be-
schränkten Handlungsspielraum
und sei vor allem im Vollzug tätig.
«Da braucht es ein Parlament
nicht.» Für das Controlling reiche
die Geschäftsprüfungskommissi-
on aus. Hirsiger hielt dem Parla-
ment zugute, dass es nicht nur
über Sachgeschäfte, sondern auch
über politische Fragen befinden
könne. Und Jenzer fügte an, die ge-
stiegene Komplexität der Geschäf-
te spreche für ein Parlament, das
sich in die Dossiers vertiefen kön-
ne. Diese Argumentation passte
Bigler gar nicht: Er wehre sich ge-
gen die Haltung, nur ein Parlament

könne fundiert entscheiden.
«Auch in den Parteifraktionen gibt
es immer nur zwei, drei Personen,
die sich in ein Geschäft vertiefen.»
Gemeindeversammlungen seien
sehr wohl kompetent genug.

Angst vor Rechteverlust

Als die Runde geöffnet und die
Leute im Palmensaal Fragen stel-
len oder Statements abgeben
konnten, wurde klar, dass auch die
Bevölkerung geteilt ist. «Wir wür-
den mit der Abschaffung der Ge-
meindeversammlung das Recht
verlieren, aufstehen und etwas sa-
gen zu können», sagte ein Zuhörer.
Ein anderer stellte den konkreten
Nutzen eines Parlaments in Frage.
Eine Zuhörerin sagte dagegen,
eine Gemeindeversammlung
schliesse auch aus. «Wer an genau
diesem Tag zu genau dieser Zeit
nicht präsent sein kann, auf dessen
Meinung wird einfach verzichtet.»
EVP-Gemeinderat Lukas Baum-
gartner meinte: An Gemeindever-
sammlungen kämen Leute oft nur
wegen jenem einen Traktandum,
das sie interessiere. «In einem Par-
lament dagegen werden alle Ge-
schäfte sachpolitisch behandelt.»

Nach der Podiumsdiskussion
sagte der Initiator, SP-Präsident
Bernhard Moser, als Nächstes wür-
den nun alle Ortsparteien zusam-
menkommen und über das weite-
re Vorgehen in Sachen Einführung
eines Parlaments diskutieren.
Möglich sei eine Volksinitiative.

Baumag startet
mit Bau im Mösli 
OSTERMUNDIGEN Die Gemein-
de hat der Liebefelder Baumag Ge-
neralbau AG die Baubewilligung
für die neue Lastwagenprüfstelle
des Kantons im Mösli erteilt. Be-
reits vor zwei Wochen erhielt die-
selbe Bauherrschaft grünes Licht
für das ebenfalls an der Milchstras-
se in der Arbeitszone Mösli geplan-
te Gewerbe- und Dienstleistungs-
zentrum, in welchem die Post ihr
neues Briefpost-Subzentrum ein-
richten will. Gegen beide Projekte
gingen Einsprachen ein. Sie wur-
den allesamt abgewiesen.

Zu den Einsprechern gegen das
Dienstleistungszentrum gehören
die Ostermundiger SP und die Re-
gionalgruppe Bern des Verkehrs-
Clubs der Schweiz (VCS). Sie be-
fürchten, dass der Bau mit seinen
geplanten Läden – vorgesehen ist
auch eine Filiale des Discounters
Aldi – zu einem Zentrum fürs Ein-
kaufen wird und zu viel Verkehr
führt («Bund» vom 9. und 11. 8.).
Die SP habe nun entschieden,
nicht gegen die Baubewilligung
Beschwerde bei der kantonalen
Baudirektion zu erheben, sagt SP-
Kopräsidentin Regula Unteregger.
Noch offen ist laut Kopräsident
Hannes Meuli, ob allenfalls der
VCS mit seiner Einsprache an die
nächste Instanz gelangt.

Obschon die erteilten Baube-
willigungen noch nicht rechtskräf-
tig sind, wird die Baumag laut Aus-
kunft des Ostermundiger Bauin-
spektors Markus Rindlisbacher
mit den Vorbereitungsarbeiten auf
dem Mösli in den nächsten Tagen –
damit also vorzeitig und auf eige-
nes Risiko hin – beginnen. Die Bau-
mag ist unter Zeitdruck: Der ver-
einbarte Bezugstermin für die bei-
den Bauten ist Herbst 2007. (ige)

KURZ

Kollision mit Mauer
GRAFENRIED Eine Automobilistin
ist am Mittwochabend in Grafen-
ried von der Strasse abgekommen
und frontal in eine Mauer geprallt.
Die Frau wurde zur ambulanten
Behandlung ins Spital gebracht; der
Sachschaden beträgt über 10 000
Franken. Gemäss Mitteilung der
Kantonspolizei war die Frau offen-
bar zu einem Ausweichmanöver ge-
zwungen worden, weil ihr ein Auto
entgegengekommen war. Die
Polizei sucht Zeugen. (pkb)

Ehre für Werner Witschi
BOLLIGEN Der Künstler Werner
Witschi könnte in diesem Jahr sei-
nen 100. Geburtstag feiern. Zu
Ehren des 1999 verstorbenen
Bolligers findet bis zum 31. August
im Reberhaus eine Ausstellung mit
Werken der Sammlung Werner
Witschi, des Kunstmuseums Bern,
der Gemeinde Bolligen und aus
Privatbesitz statt. Zu sehen sind
aber auch aktuelle Werke von
Kunstschaffenden aus Bolligen. Die
Vernissage beginnt heute Abend
um 19 Uhr. Die Ausstellung ist am
Wochenende von 14 bis 21 Uhr so-
wie von Montag bis Donnerstag je-
weils von 17 bis 21 Uhr offen. (pd)

10. Fledermausnacht
MURI Die Villa Mettlen wird heute
zum Zentrum für Fledermausfans:
Eine Ausstellung, ein Vortrag und
ein Postenlauf im Park widmen sich
den Jägern der Nacht. Der Anlass
beginnt um 19.30 Uhr. Zum Pro-
gramm der 10. Europäischen Fleder-
mausnacht gehört – bei gutem
Wetter – auch eine Exkursion an die
Aare, wo die Tiere bei der Jagd be-
obachtet werden. Informationen
unter www.wildark.ch. (pd)

70 Stände am 20. Dorfmärit
OBERWANGEN Ein vielfältiges
Angebot bietet morgen Samstag
zum 20-Jahre-Jubiläum der Wan-
gen-Märit. Gemäss Organisatoren
bieten über 70 Aussteller Spielwa-
ren, Bastelartikel, Antiquitäten und
anderes an; schon um 7 Uhr öffnet
der Frauenchor seine Kaffeestube.
Für Kinder gibts ein Trampolin; auch
eine Schiessbude ist da. (pd)


